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Darlehensbedingungen 

Nachrangdarlehen mit qualifiziertem Rangrücktritt 

 

Emissionsbezogene Angaben  

 
Darlehensnehmer: 

Finest Real Estate Investment AG, Esslingen a. Neckar  
Vorstand: Hidayet Alkevli, Stuttgart geb. 17.05.1969,  einzelvertretungsberechtigt  
Geschäftsadresse: 73734 Esslingen a. Neckar, Boschstr. 10 
HR-Nummer: HRB 763719, Amtsgericht Stuttgart 

Projektbezogene Angaben: 

Projekt-Name und -ID: Energieeffizienzhäuser Herrenberg, 5  
Darlehenszweck: Umsetzung des Immobilien-Projekts gemäß Projektprofil vom 13.03.2018 
(Hinweis: Details ergeben sich aus den Allgemeinen Darlehensbedingungen und dem Pro-
jektprofil.)  
Funding-Schwelle: EUR 200.000   
Funding-Limit: EUR 1.092.000 
Funding-Zeitraum: 01.03.2018 bis 28.02.2019 mehrmalige Verlängerung möglich bis zu 
einem maximalen Gesamt-Zeitraum von 12 Monaten) 

Individueller Darlehensbetrag: siehe Zeichnungsschein 
Hinweis: Der Darlehensbetrag muss mindestens EUR 100 betragen und durch 50 teilbar 
sein (z.B. EUR 1.350).  
Bitte überweisen Sie den gesamten Betrag innerhalb von drei Werktagen ab Vertrags-
schluss auf das untenstehende Projekt-Treuhandkonto. Der Vertrag ist hinfällig, wenn 
Sie Ihre Einzahlung nicht spätestens innerhalb von zwei Wochen geleistet haben (Zif-
fer 2.2 der Allgemeinen Darlehensbedingungen).  

Zins- und Tilgungsleistungen: 

Feste Verzinsung:  
Festzinssatz 7,00 % 

Endfällig nachschüssige Zinszahlung zum 31.10.2020 

Endfällige Tilgung des  Darlehensbetrages zum 31.10.20 (vgl. Ziffer 7.1 der Allgemeinen Dar-
lehensbedingungen zur Möglichkeit der Rückzahlung innerhalb eines zwölf Monate langen 
Rückzahlungsfensters („Rückzahlungsfenster“), jeweils sechs Monate vor und nach diesem 
Tag mit Verzinsung bis zum Tag der tatsächlichen Rückzahlung innerhalb des Rückzah-
lungsfensters  

Kontodaten des Zahlungsdienstleisters (Projekt-Treuhandkonto):  
Kontoinhaber: Secupay AG 
IBAN/Kontonummer: DE04 8504 0061 1005 5018 65   
BIC/Bankleitzahl: COBADEFFXXX 
Verwendungszweck: TA-Nummer 

Anlagen zu den Darlehensbedingungen: 

 Anlage 1 – Risikohinweise  

 Anlage 2 – Projektprofil vom 13.03.2018 

 Anlage 3 – Widerrufsbelehrung und Hinweis auf das Widerrufsrecht für Verbraucher 

 Anlage 4 – Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB), Version 03.01.2016 

 Allgemeine Darlehensbedingungen („ADB“) (beachten Sie bitte4 insb. Ziff. 8 - Qualifi-
zierter Rangrücktritt 
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Risikohinweis: Bei qualifiziert nachrangigen Darlehen tragen Sie als Darlehensgeber 
ein unternehmerisches Risiko, das höher ist als das Risiko eines regulären Fremdkapi-
talgebers. Das Darlehenskapital einschließlich der Zinsansprüche kann aufgrund des 
qualifizierten Rangrücktritts (Ziffer 8 der Allgemeinen Darlehensbedingungen) nicht 
zurückgefordert werden, wenn dies für den Darlehensnehmer einen Insolvenzgrund 
herbeiführen würde. Dies kann zum Totalverlust des investierten Kapitals führen. Das 
Risiko einer Nachschusspflicht oder einer sonstigen Haftung, die über den Betrag des 
eingesetzten Darlehenskapitals hinausgehen würde, besteht dagegen nicht. Bitte lesen 
Sie die ausführlichen Risikohinweise (Anlage 1). 
 
Hinweis: Das Projektprofil und die Projektbeschreibung auf der Plattform erheben 
nicht den Anspruch, alle Informationen zu enthalten, die für die Beurteilung der ange-
botenen Anlage erforderlich sind. Bitte nutzen Sie die Möglichkeit, dem Darlehens-
nehmer über die Plattform Fragen zu stellen, informieren Sie sich aus unabhängigen 
Quellen und holen Sie fachkundige Beratung ein, wenn Sie unsicher sind, ob Sie die-
sen Darlehensvertrag abschließen sollten.  

 

 

Allgemeine Darlehensbedingungen (ADB) 

 

Präambel 

Der Darlehensnehmer plant das im Projektprofil näher beschriebene Immobilien-Projekt 

(„Projekt“). Der Darlehensgeber möchte ihm einen Teil des hierfür erforderlichen Kapitals in 

Form eines zweckgebundenen, qualifiziert nachrangigen Darlehens („Darlehen“) zur Verfü-

gung stellen.  

Das Darlehen ist Teil einer Schwarmfinanzierung („Crowdfunding“) in Form einer Vielzahl 

von Teil-Darlehen von verschiedenen Darlehensgebern („Teil-Darlehen“). Die Teil-Darlehen 

sind bis auf die Darlehensbeträge identisch ausgestaltet und werden über die Website 

www.crowdpartner.de vermittelt („Plattform“; der Betreiber dieser Plattform, CrowdPartner 

GmbH, Aichstetten, im Folgenden „Plattformbetreiber“).  

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien das Folgende:  

1.  Darlehensgewährung; Darlehenszweck 

1.1 Der Darlehensgeber gewährt dem Darlehensnehmer ein zweckgebundenes Darlehen 

in der im Zeichnungsschein angegebenen Höhe („Darlehensbetrag“).  

1.2 Darlehenszweck ist ausschließlich die Durchführung des Projekts, wie es in der Anla-

ge „Projektprofil“ („Projektprofil“) näher beschrieben ist („Darlehenszweck“) sowie – falls 

dies in den Emissionsbezogenen Angaben ausdrücklich vorgesehen ist – die Deckung der 

Transaktionskosten für die Finanzierung durch dieses Crowdfunding (vgl. hierzu noch Ziffer 

5.4).  
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2. Zeichnungserklärung; Vertragsschluss  

2.1 Der Darlehensnehmer gibt durch das Einstellen und Freischalten des Projekts auf der 

Plattform ein rechtlich bindendes Angebot zum Abschluss des Darlehensvertrags an inte-

ressierte Investoren ab. Dieses Angebot endet entweder mit dem Ende des Funding-

Zeitraums oder mit dem Erreichen des Funding-Limits (gemäß den Emissionsbezogenen 

Angaben).  

Der Darlehensgeber muss bei der Plattform registriert und zum Investieren freigeschaltet 

sein. Er nimmt das Vertragsangebot des Darlehensnehmers durch das vollständige Ausfüllen 

des auf der Plattform dafür vorgesehenen Online-Formulars und das Anklicken des Buttons 

„Jetzt zahlungspflichtig investieren“ in rechtlich bindender Form an („Zeichnungserklä-

rung“).  

Der Plattformbetreiber leitet die Zeichnungserklärung als Bote an den Darlehensnehmer wei-

ter. Der Vertrag kommt mit dem Zugang der Zeichnungserklärung beim Darlehensnehmer 

zustande („Vertragsschluss“). Der Darlehensnehmer bestätigt gegenüber dem Darlehens-

geber durch Nachricht an die in dem Zeichnungsschein genannte Adresse („autorisierte 

Adresse“, vgl. hierzu noch Ziffer 10.3) den Zugang der Zeichnungserklärung („Zugangsbe-

stätigung“).  

2.2  Der individuelle Vertragsschluss steht unter der auflösenden Bedingung, dass der 

Darlehensgeber den Darlehensbetrag nicht innerhalb von zwei Wochen ab Vertragsschluss 

entsprechend den in Ziffer 4 geregelten Bestimmungen einzahlt („Individual-Einzahlungs-

bedingung“). 

2.3 Es wird klargestellt, dass durch die Abgabe einer Zeichnungserklärung weder im Ver-

hältnis zwischen Darlehensgeber und Darlehensnehmer noch im Verhältnis der einzelnen 

Darlehensgeber untereinander ein Gesellschaftsverhältnis begründet wird. Weiterhin wird 

klargestellt, dass der Plattformbetreiber nicht Partei des Darlehensvertrags wird.  

3.  Zustandekommen des Fundings, Funding-Zeitraum  

3.1 Die Wirksamkeit aller rechtlichen Verpflichtungen aus dem Darlehensvertrag mit Aus-

nahme der in Ziffer 10.2 geregelten Geheimhaltungspflicht steht unter der auflösenden Be-

dingung, dass bis spätestens zum Ende des Funding-Zeitraums (gemäß den Emissionsbe-

zogenen Angaben) nicht so viele Zeichnungserklärungen für Teil-Darlehen abgegeben wer-

den, dass in der Summe aller gezeichneten Teil-Darlehens-Beträge insgesamt die Funding-

Schwelle (gemäß den Emissionsbezogenen Angaben) erreicht wird („Kollektiv-

Zeichnungsbedingung“). Wird die Funding-Schwelle nicht erreicht, sind also alle Verpflich-

tungen aus diesem Vertrag hinfällig, lediglich die Geheimhaltungspflicht bleibt bestehen.  

3.2  Der Darlehensnehmer hat das Recht, den Funding-Zeitraum ein- oder mehrmalig bis 

zu einem maximalen Gesamtzeitraum von 12 Monaten zu verlängern. Über jede Verlänge-
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rung wird der Darlehensnehmer die Darlehensgeber, die bereits verbindliche Zeichnungser-

klärungen abgegeben haben, in Kenntnis setzen („Verlängerungs-Mitteilung“).  

3.3 Greift die in Ziffer 3.1 genannte Bedingung, so ist das Funding gescheitert. Alle be-

reits geschlossenen Teil-Darlehensverträge werden endgültig unwirksam. Der Darlehens-

nehmer teilt dies dem Darlehensgeber mit („Rückabwicklungs-Mitteilung“).  

Der Darlehensnehmer verpflichtet sich gegenüber dem Darlehensgeber, im Verhältnis zum 

Zahlungsdienstleister dafür Sorge zu tragen, dass in diesem Fall die bereits eingezahlten 

Beträge unverzinst und ohne Kosten für den jeweiligen Darlehensgeber an den Darlehens-

geber zurückgewährt werden. Die Rückgewähr erfolgt mit befreiender Wirkung für den Dar-

lehensnehmer auf das im Zeichnungsschein genannte Konto („autorisiertes Konto“, vgl. 

hierzu noch Ziffer 10.3). Es wird klargestellt, dass keine Gesamtgläubigerschaft der Darle-

hensgeber besteht. 

4.  Fälligkeit; Darlehenseinzahlung  

4.1 Der Darlehensbetrag ist bei Vertragsschluss (Ziffer 2.1) zur Zahlung fällig. Er ist in-

nerhalb von drei Werktagen auf das Treuhandkonto zu überweisen (der Tag der Gutschrift 

auf dem Treuhandkonto bezogen auf dieses Darlehen der „Einzahlungstag“). Bei Nichtzah-

lung innerhalb von zwei Wochen ab Vertragsschluss ist der Vertrag hinfällig (Ziffer 2.2).  

4.2 Mit der Einzahlung auf dem Treuhandkonto hat der Darlehensgeber seine Zahlungs-

verpflichtung gegenüber dem Darlehensnehmer erfüllt. 

5.  Darlehensauszahlung 

5.1 Nach dem Erreichen des Funding-Limits oder dem Ende des Funding-Zeitraums wer-

den zunächst diejenigen Teil-Darlehensbeträge in einer Tranche vom Zahlungsdienstleister 

an den Darlehensnehmer ausgezahlt, die keinem Widerrufsrecht unterliegen oder die wider-

rufsfrei sind (bei denen ein Widerrufsrecht also nicht ausgeübt wurde und nicht mehr ausge-

übt werden kann).  

5.2 18 Tage später werden in einer weiteren Tranche die restlichen Darlehensbeträge 

ausgezahlt, für die zu diesen Zeitpunkten das Widerrufsrecht nicht ausgeübt wurde (der Tag 

dieser Auszahlung bezogen auf dieses Darlehen der „Auszahlungstag“).  

5.3 Der Darlehensnehmer ist berechtigt, bereits zuvor auf eigene Kosten zu veranlassen, 

dass der Zahlungsdienstleister Teil-Darlehensbeträge an ihn auszahlt, sobald und soweit  

-  die Funding-Schwelle überschritten ist und durch Widerrufe nicht wieder unterschrit-

ten werden kann und  

-  die abgerufenen Teil-Darlehensbeträge keinem Widerrufsrecht unterliegen oder wi-

derrufsfrei sind. 
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5.4 Falls der Darlehensvertrag ausdrücklich vorsieht, dass der Darlehenszweck die De-

ckung der Transaktionskosten dieser Finanzierung umfasst, kann die Vergütung, die der 

Plattformbetreiber vom Darlehensnehmer für die Abwicklung des Crowdfunding-Prozesses 

und die Vermittlung der Darlehensverträge erhält, vom Zahlungsdienstleister unmittelbar an 

den Plattformbetreiber ausgezahlt werden bzw. die Vergütung für die Abwicklung über den 

Zahlungsdienstleister direkt von diesem einbehalten werden. Die Höhe dieser Vergütung 

ergibt sich aus den vergütungsbezogenen Informationen, die der Darlehensgeber vom Platt-

formbetreiber erhält. 

6.  Projektdurchführung und Reporting 

6.1 Dem Darlehensgeber stehen keine Mitwirkungs-, Stimm- oder Weisungsrechte in 

Bezug auf den Darlehensnehmer zu. Der Darlehensnehmer wird dem Darlehensgeber wäh-

rend der Laufzeit des Darlehens – sofern nicht anders angegeben – quartalsweise jeweils 

innerhalb von 45 Kalendertagen nach Quartalsende folgende Informationen und Unterlagen 

zur Verfügung stellen: 

a. Angaben zum Projektfortschritt 

-  Fotos vom Baufortschritt – alle vier Wochen (soweit im Projektprofil nicht ein ande-

rer Rhythmus vorgesehen ist); 

-  Hinweise auf Überschreitung der Kostenpositionen – Bei einer Überschreitung 

der Kostenpositionen im Projekt (gemäß Kalkulation), die gegenüber den Darlehens-

gebern kommuniziert worden sind, um über 15% ist der Darlehensgeber unverzüg-

lich, spätestens innerhalb einer Woche ab der Kenntnis des Darlehensnehmers von 

der Kostenüberschreitung, über die Tatsache der Überschreitung, das Ausmaß und 

die Ursachen zu informieren;  

-  Hinweise auf Projektverzug – Bei Überschreitung der Meilensteine des Projekts, die 

gegenüber den Darlehensgebern kommuniziert worden sind, um über drei Monate ist 

der Darlehensgeber unverzüglich, spätestens innerhalb einer Woche ab Kenntnis des 

Darlehensnehmers vom Projektverzug, über die Tatsache des Projektverzugs, das 

Ausmaß und die Ursachen zu informieren;  

-  Hinweise auf Erlösunterschreitung – Bei Unterschreitung der Erlösziele sämtlicher 

Einheiten des Projekts, die gegenüber den Darlehensgebern kommuniziert worden 

sind, um über 15% ist der Darlehensgeber unverzüglich, spätestens innerhalb einer 

Woche ab Kenntnis des Darlehensnehmers von der Erlösunterschreitung, über die 

Tatsache der Erlösunterschreitung, das Ausmaß und die Ursachen zu informieren. 

b. Finanzreporting 

- Unverzüglich nach deren Fertigstellung, spätestens aber innerhalb von sechs  Mona-

ten nach Ende des Geschäftsjahres, seine gesetzeskonform aufgestellten Jahresab-
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schlüsse und ggf. Konzernabschlüsse einschließlich (ggf. Konzern-) Anhang, so-

fern gesetzlich vorgeschrieben einschließlich (Konzern-) Lagebericht; 

c. Besondere Ereignisse im Berichtszeitraum 

- Aktuelles Projektstadium (Baufortschritt, Vertriebsstand, etc.);  

-  Kurzbeschreibung wesentlicher Erfolge im Berichtszeitraum; 

-  Kurzbeschreibung wesentlicher Herausforderungen im Berichtszeitraum;  

-  Kurzbeschreibung außerordentlicher Ereignisse im Berichtszeitraum;  

-  Erläuterung, falls es Änderungen im Projektplan gab; 

-  Änderungen im Management-Team. 

6.2 Die vorstehend genannten Unterlagen macht der Darlehensnehmer dem Darlehens-

geber über die Plattform in elektronischer Form (PDF) zugänglich. 

6.3 Die vorstehend geregelten Informationsrechte stehen dem Darlehensgeber auch 

nach Kündigung des Darlehens noch insoweit zu, wie dies zur Überprüfung der Höhe seiner 

Zinsansprüche erforderlich ist. Der Darlehensgeber hat die in Ziffer 10.2 geregelte Vertrau-

lichkeitsverpflichtung zur Kenntnis genommen. 

7.  Laufzeit, Verzinsung; Rückzahlung des Darlehens 

7.1 Die Laufzeit des Darlehens ergibt sich aus den Emissionsbezogenen Angaben. In 

diesen ist der Rückzahlungstag („Rückzahlungstag“) geregelt. Das Darlehen hat feste Lauf-

zeit nach Maßgabe dieser Regelung. 

Es ist dem Darlehensnehmer gestattet, das Darlehen nach seiner Wahl innerhalb eines Zeit-

raums von jeweils sechs Monaten vor und nach dem in den Emissionsbezogenen Angaben 

geregelten Rückzahlungstag zurückzuzahlen („Rückzahlungsfenster“). 

7.2 Das Darlehen verzinst sich ab dem Einzahlungstag (Ziffer 4.1) bis zum Rückzah-

lungstag bzw. bis zum Tag der tatsächlichen Rückzahlung innerhalb des Rückzahlungsfens-

ters mit dem Festzinssatz, der in den Emissionsbezogenen Angaben genannt ist. Die Zinsen 

werden nach näherer Maßgabe der Emissionsbezogenen Angaben nachschüssig gezahlt. 

Mit der ersten Zinszahlung werden Vorlaufzinsen in individuell unterschiedlicher Höhe (ab-

hängig vom jeweiligen Einzahlungstag) ausgezahlt. Die Zinsen werden zeitanteilig nach der 

Methode act/365 (Englische Methode, tagesgenau) berechnet. Werden fällige Tilgungsleis-

tungen nicht erbracht, wird der gesetzliche Verzugszins geschuldet; weitergehende Scha-

densersatzansprüche bleiben unberührt, ebenso die Regelung in Ziffer 8. Im Fall der Rück-

abwicklung aufgrund Scheiterns des Fundings schuldet der Darlehensnehmer keine Verzin-

sung (Ziffer 3.3). Generell gilt: Die Darlehensgeber sind weder an Verlusten des Darlehens-
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nehmers aus dessen unternehmerischer Tätigkeit beteiligt noch besteht eine Nachschuss-

pflicht.  

7.3  Abgeltungsteuer und sonstige Quellensteuern wird der Darlehensnehmer einbehalten 

und an das zuständige Finanzamt abführen, falls er hierzu gesetzlich verpflichtet ist.  

7.4 Dem Darlehensgeber ist bekannt, dass der Darlehensnehmer den Plattformbetreiber 

als Dienstleister in die Abwicklung der Zins- und Tilgungszahlungen eingebunden hat. Zur 

Vermeidung überflüssigen Aufwands bei der Zahlungsabwicklung wird der Darlehensgeber 

daher davon absehen, diese Forderungen selbst gegenüber dem Darlehensnehmer 

geltend zu machen oder mit diesem direkten Kontakt zum Zweck der Eintreibung von For-

derungen aufzunehmen, solange diese Einbindung besteht und die geschuldeten Zahlungen 

vertragsgemäß geleistet werden (einschließlich einer Rückzahlung innerhalb des Rückzah-

lungsfensters bei endfälliger Tilgung).  Kommt der Darlehensgeber dem nicht nach, hat der 

Darlehensnehmer einen Anspruch auf angemessene Vergütung des entstehenden Mehrauf-

wands.  

8.  Qualifizierter Rangrücktritt  

Zur Vermeidung einer insolvenzrechtlichen Überschuldung des Darlehensnehmers im Sinne 

von § 19 Abs. 2 Insolvenzordnung sowie für den Fall der Durchführung eines Liquidations-

verfahrens vereinbaren der Darlehensgeber und der Darlehensnehmer hiermit gemäß § 39 

Abs. 2 Insolvenzordnung  hinsichtlich sämtlicher gegenwärtiger und zukünftiger An-

sprüche des Darlehensgebers aus diesem Vertrag – einschließlich Verzinsung und An-

sprüchen infolge einer etwaigen Kündigung – („Nachrangforderungen“) einen Nachrang in 

der Weise, dass die Ansprüche erst nach sämtlichen in § 39 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 Insolvenzord-

nung bezeichneten Ansprüchen und Forderungen aller bestehenden und zukünftigen Gläu-

biger des Darlehensnehmers (mit Ausnahme anderer Rücktrittsgläubiger und gleichrangiger 

Gläubiger) zu befriedigen sind.  

Alle Teil-Darlehen sind untereinander gleichrangig.   

Die Nachrangforderungen des Darlehensgebers können nur aus künftigen Jahresüberschüs-

sen, einem etwaigen Liquidationsüberschuss oder aus sonstigem freien Vermögen, das das 

etwaig zur Erhaltung eines gesetzlich gebundenen Nennkapitals erforderliche Vermögen des 

Darlehensnehmers übersteigt und das nach Befriedigung aller anderen Gläubiger des Darle-

hensnehmers (mit Ausnahme anderer Rücktrittsgläubiger und gleichrangiger Gläubiger) ver-

bleibt, beglichen werden.  

Der Darlehensgeber verpflichtet sich, seine Nachrangforderungen solange und soweit 

nicht geltend zu machen, wie die Befriedigung dieser Forderungen einen Grund für die 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Darlehensnehmers herbeiführen 

würde, also zu einer Zahlungsunfähigkeit des Darlehensnehmers im Sinne von § 17 Insol-

venzordnung oder einer Überschuldung des Darlehensnehmers im Sinne von § 19 Insolven-

zordnung (in ihrer im jeweiligen Zeitpunkt geltenden Fassung) führen würde (qualifizierter 
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Rangrücktritt). Der Darlehensgeber darf seine Nachrangforderungen auch gegenüber den 

Gesellschaftern des Darlehensnehmers solange und soweit nicht geltend machen, wie die 

Befriedigung dieser Forderungen – würde er sie unmittelbar gegenüber dem Darlehensneh-

mer gelten machen – einen Grund für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das 

Vermögen des Darlehens-nehmers herbeiführen würde.   

9.  Außerordentliches Kündigungsrecht  

9.1 Der Darlehensgeber kann den Darlehensvertrag nur aus wichtigem Grund vorzeitig 

kündigen und in voller Höhe mit sofortiger Wirkung zur Rückzahlung fällig stellen („außeror-

dentliches Kündigungsrecht“).  

Dem Darlehensgeber ist bewusst, dass etwaige Rückzahlungs-, Schadensersatz- und sons-

tige Ansprüche, die infolge einer außerordentlichen Kündigung entstehen können, dem quali-

fizierten Rangrücktritt nach Ziffer 8 unterliegen und er sie daher unter den dort geregelten 

Bedingungen nicht geltend machen kann. 

9.2 Ein wichtiger Grund, der den Darlehensgeber (unabhängig vom Verhalten anderer 

Darlehensgeber) zu jedem Zeitpunkt während der Darlehenslaufzeit zur außerordentlichen 

Kündigung berechtigt, liegt insbesondere vor, wenn  

a.  der Darlehensnehmer unzutreffende Angaben zu Umständen macht bzw. gemacht 

hat, die für die Eingehung und Durchführung des Vertragsverhältnisses und für seine 

Kapitaldienstfähigkeit wesentlich sind;  

b. es zu einer Verzögerung der Projektdurchführung kommt, die so gravierend ist, 

dass eine rentable Realisierung des Bauvorhabens unmöglich erscheint und dadurch 

die ordnungsgemäße Erfüllung der sich aus diesem Vertrag ergebenden Pflichten ge-

fährdet erscheint;  

c.  der Darlehensnehmer den Darlehensbetrag zweckwidrig verwendet oder seinen 

Geschäftsbetrieb aufgibt; oder 

d.  der Darlehensnehmer seinen unter Ziffer 6 genannten Reporting-Pflichten nicht ver-

tragsgemäß und pünktlich nachkommt, wobei eine Kündigung frühestens nach Ablauf 

von zwei Wochen nach schriftlicher Abmahnung zulässig ist und die Abmahnung frü-

hestens nach einem Kulanzzeitraum von weiteren zwei Wochen ab dem vereinbarten 

Reporting-Datum ausgesprochen werden darf. 

Das gesetzliche Recht zur Kündigung aus einem sonstigen wichtigen Grund bleibt unberührt.  

9.3 Der Darlehensgeber kann im Fall einer außerordentlichen Kündigung (vorbehaltlich 

des Eingreifens der Rangrücktrittsklausel) den Schaden geltend machen, der ihm durch die 

vorzeitige Rückzahlung entsteht. 
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9.4 Ein wichtiger Grund, der den Darlehensnehmer zur außerordentlichen Kündigung 

berechtigt, liegt insbesondere bei einem schuldhaften Verstoß des Darlehensgebers gegen 

die Regelungen der Ziffer 10.2 (Vertraulichkeit) vor. 

10. Übertragbarkeit; Vertraulichkeit; sonstige Vereinbarungen 

10.1  Die gesamte Rechtsstellung als Darlehensgeber aus diesem Vertrag kann nach dem 

Ende des Funding-Zeitraums (wie in den Emissionsbezogenen Angaben geregelt) jederzeit 

vererbt oder hinsichtlich des gesamten Darlehensbetrags oder eines Teilbetrags an Dritte 

verkauft und im Wege der Vertragsübernahme abgetreten werden. 

Sofern der Plattformbetreiber im Auftrag des Darlehensnehmers für diese Zwecke einen 

Marktplatz zur Verfügung stellt (worüber der Darlehensnehmer den Darlehensgeber durch 

gesonderte Mitteilung in Kenntnis setzen wird, die „Zweitmarkt-Listing-Mitteilung“), ist eine 

solche Vertragsübernahme nur über diesen Marktplatz und nur im Rahmen der dafür gelten-

den Nutzungsbedingungen zulässig.  

Soweit der Plattformbetreiber keinen Marktplatz zur Verfügung stellt, gilt für eine Vertrags-

übernahme, dass diese dem Darlehensnehmer durch den alten und den neuen Darlehens-

geber innerhalb von zwei Wochen durch eingeschriebenen Brief anzuzeigen ist („Übertra-

gungsanzeige“). Dabei sind bei Privatpersonen der Name, die Anschrift, die E-Mail-

Adresse, das Geburtsdatum und die Bankverbindung des neuen Darlehensgebers anzuge-

ben. Bei Unternehmen, Genossenschaften und Vereinen sind deren Firma bzw. Name, Sitz 

und (Geschäfts-)Adresse, der Ort des zuständigen Registergerichts, die Registernummer, E-

Mail-Adresse und Bankverbindung sowie die vertretungsberechtigten Personen (mit Vor- und 

Nachname, Geburtstag, Wohnort und Art der Vertretungsberechtigung) anzugeben. Die 

Übertragung wird mit Zugang der Übertragungsanzeige beim Darlehensnehmer unter der 

Voraussetzung wirksam, dass der neue Darlehensgeber insgesamt in die Rechtsstellung aus 

diesem Vertrag eintritt. Die hierzu erforderliche Zustimmung (§ 415 BGB) erteilt der Darle-

hensnehmer hiermit – unter der Voraussetzung, dass die vorgenannten Anforderungen ge-

wahrt sind – bereits im Voraus. Die neue Adresse und die neue Bankverbindung gelten zu-

gleich als autorisierte Adresse und autorisiertes Konto im Sinne dieses Vertrages.   

10.2 Die Parteien verpflichten sich, den Inhalt dieses Vertrages und alle Informatio-

nen, die sie im Zusammenhang mit dem Abschluss und der Durchführung dieses Ver-

trages erhalten haben, vertraulich zu behandeln und keinem Dritten zugänglich zu ma-

chen, soweit dies nicht zur ordnungsgemäßen Durchführung dieses Vertrages oder 

aufgrund zwingender gesetzlicher Vorschriften erforderlich ist. 

10.3  Alle Mitteilungen des Darlehensnehmers, die die Durchführung dieses Vertrages 

betreffen, erfolgen, soweit nicht an der jeweiligen Stelle anderweitig geregelt, durch Brief, 

Fax oder, soweit der Darlehensgeber eine E-Mail-Adresse angegeben hat, durch E-Mail an 

den Darlehensgeber unter der autorisierten Adresse (Ziffer 2.1). Dies gilt nicht, falls zwin-

gende gesetzliche Vorschriften dem entgegenstehen oder der Darlehensgeber dem Darle-
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hensnehmer durch eingeschriebenen Brief eine abweichende Adresse mitgeteilt hat. Ent-

sprechendes gilt in Bezug auf Zahlungen des Darlehensnehmers; diese werden mit schuld-

befreiender Wirkung auf das im Zeichnungsschein genannte Konto („autorisiertes Konto“) 

geleistet. Alternativ kann mit Einverständnis des Darlehensnehmers auf der Plattform eine 

Schnittstelle eingerichtet werden, über die der Darlehensgeber dem Darlehensnehmer 

Adress- und Kontoänderungen mitteilen kann.  

10.4 Der Darlehensnehmer hat die Kosten dieses Darlehensvertrages und seiner Durch-

führung zu tragen. 

10.5 Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen dieses Vertrages bedürfen der Schrift-

form. Dies gilt auch für den Verzicht auf das Schriftformerfordernis. Dieser Vertrag enthält 

sämtliche zwischen dem Darlehensgeber und dem Darlehensnehmer über das Darlehen 

getroffenen Vereinbarungen in mündlicher oder schriftlicher Form. 

10.6  Dieser Vertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. Vertragsspra-

che und maßgebliche Sprache für die Kommunikation zwischen Darlehensgeber und Darle-

hensnehmer ist Deutsch. 

10.7 Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so 

wird dadurch die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen nicht berührt. Die Parteien sind ver-

pflichtet, die unwirksame Bestimmung durch diejenige gesetzlich zulässige Bestimmung zu 

ersetzen, die dem wirtschaftlichen Ziel der unwirksamen Bestimmung in gesetzlich zulässi-

ger Weise am nächsten kommt. Entsprechendes gilt, wenn sich bei Durchführung des Ver-

trages eine ergänzungsbedürftige Lücke ergeben sollte. 

 

* * * 

 


